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An den Herrn 
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Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung 
des Zolltarifs 

(Durchführung des Gemeinsamen Marktes der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 6. Mai 1955 gemäß Arti- 
kel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf Einwendungen nicht zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blüdier 
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Entwurf eines Sechsten Gesetzes 

zur Änderung des Zolltarifs 

(Durchführung des Gemeinsamen Marktes der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
zur Durchführung des Gemeinsamen Mark- 
tes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl durch Rechtsverordnung die Ka- 
pitel 26, 73 und aus Kapitel 27 die Tarif- 
nummern 2701 bis 2706 des Zolltarifs von 
1951 (Bundesgesetzbh I S. 527) zu ändern 
und zu ergänzen. 

(2) Die Bundesregierung ist verpflichtet, 
innerhalb von drei Wochen nach Verkün- 
dung der Rechtsverordnung den gesetzge- 
benden Körperschaften einen auf der Er- 
mächtigung des Absatzes 1 beruhenden Ver- 
ordnungsentwurf zur verfahrensmäßigen 
Behandlung nach § 4 des Zolltarifgesetzes zu- 
zuleiten. 


Die Entwicklung des Zolltarifs läßt es zweck- 
mäßig erscheinen, die Gesetze zur Änderung des 
Zolltarifs mit Nummern zu bezeichnen. Es gelten 
— entsprechend der Reihenfolge ihrer Verkündung — 
als: 

Erstes Gesetz zur Änderung des Zolltarifs 
das Gesetz zur Änderung des Zolltarifs aus 
Anlaß der Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl vom 20. April 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 131); 

Zweites Gesetz zur Änderung des Zolltarifs 
das Gesetz zur Neuregelung der Abgaben auf 
Mineralöl vom 23. April 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 149); 


§2 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§12 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbh I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 

§3 

(1) Das (Erste) Gesetz zur Änderung des 
Zolltarifs aus Anlaß der Errichtung des Ge- 
meinsamen Marktes der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl vom 
20. April 1953 (Bundesgesetzbh I S. 131) 
tritt am Tage des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes außer Kraft. 

(2) Dieses Gesetz tritt am Tage nach sei- 
ner Verkündung In Kraft. 

Drittes Gesetz zur Änderung des Zolltarifs 
das Gesetz zur Änderung des Zolltarifs vom 
22. Dezember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1568) 

— Malzzoll — ; 

Viertes Gesetz zur Änderung des Zolltarifs 
das Gesetz zur Verlängerung des (Dritten) 
Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs vom 
26. November 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 357); 

Fünftes Gesetz zur Änderung des Zolltarifs 
das Gesetz zur Änderung des Zolltarifs 
(Individuelle Zollsenkung) vom 5. März 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 96). 
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Begründung 


I. 

1. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl haben für 
die zolltarifliche Erfassung der Waren des 
Gemeinsamen Marktes eine Gemeinsame No- 
menklatur beschlossen. Sie wurde auf Grund 
eines einstimmigen Beschlusses des Minister- 
rats In Luxemburg In die Zolltarife der Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft übernommen. 

2. Aus den Bedürfnissen von Wirtschaft und 
Technik bilden sich neue Warenbegriffe. 
Auch ändern sich bereits bestehende Waren- 
begriffe Im Laufe der Zeit. Dadurch werden 
Ergänzungen und Änderungen der Gemein- 
samen Nomenklatur notwendig. Sie werden 
jeweils vom Ministerrat der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl einstim- 
mig mit für alle Mitgliedstaaten verbind- 
licher Wirkung — audi in bezug auf den 
Zeitpunkt Ihres Inkrafttretens — beschlossen. 

3. Aus der Interessenlage der Gemeinschaft, 
aber audi aus der unterschiedlichen Interes- 
senlage der einzelnen Mitgliedstaaten kann 
sich die Notwendigkeit ergeben, gewisse 
Außenzölle unterschiedlich festzulegen. So 
haben sich in der Zeit während der Errich- 
tung des Gemeinsamen Marktes z. B. Frank- 
reich und die Bundesrepublik Deutschland 
über die Höhe einzelner Außenzollsätze und 
auch über die Einräumung von Zollkontin- 
genten für bestimmte Waren unter Zustim- 
mung der übrigen Mitgliedstaaten geeinigt. 
Die Geltungsdauer derartiger Übereinkom- 
men wurde kurz bemessen. 

II . 

Schon bei der Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes für Kohle und Stahl am 1 . Mai 
1953 hat sich gezeigt, daß die zwischen der 
Beschlußfassung des Ministerrats und dem In- 
krafttreten der Zolländerungen liegende 
Zeitspanne von nur einigen Tagen zu knapp 
war, um die neue Rechtslage auf dem übli- 
chen Gesetzgebungswege herbeizuführen. Die 
Bundesregierung wurde deshalb durch das 
(Erste) Gesetz zur Änderung des Zolltarifs 
aus Anlaß der Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl vom 20. April 1953 ermäch- 
tigt, die zur Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes erforderlichen Änderungen des Zoll- 
tarifs durch Rechtsverordnung mit nachträg- 
licher Zustimmung des Bundestages vorzu- 
nehmen. 


III. 

1. An die Inzwischen zum Abschluß gekom- 
mene Errichtung des Gemeinsamen Marktes 
für Kohle und Stahl schließt sich nunmehr 
die Zeit der Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes an. Aus den oben unter Ziffer I 
Nr. 2 und 3 bereits dargelegten Gründen 
haben auch In diesem ZeitabsÄnitt die Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl mit der Notwendigkeit 
zu rechnen, die Gemeinsame Nomenklatur 
und einzelne Zollsätze ändern zu müssen. 
Hierbei wird entweder das von allen Mit- 
gliedstaaten zu berücksichtigende Gemein- 
schaftsinteresse oder das von der Gemein- 
schaft anerkannte Interesse des einzelnen 
Mitgliedstaates die alsbaldige Ausführung der 
vom Ministerrat In Luxemburg gefaßten Be- 
schlüsse verlangen. Es wird also auch künftig 
zwischen der Beschlußfassung des Minister- 
rats in Luxemburg und der Änderung der 
nationalen Zolltarife eine Zeitspanne von nur 
wenigen Tagen liegen. 

2. In den nichtdeutschen Mitgliedstaaten ge- 
stattet es das Zolltarifrecht, die Zollände- 
rungen durch Regierungsdekret kurzfristig 
in Kraft treten zu lassen. In der Bundesrepu- 
blik wird die zur Verfügung stehende Zeit 
nicht ausreichen, um auf dem ordentlichen 
Gesetzgebungsweg die notwendigen Rechts- 
änderungen herbeizuführen. Der vorliegende 
Gesetzentwurf soll deshalb die Bundesregie- 
rung in den Stand setzen, die aus der Durch- 
führung des Vertrages über die Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl auf dem Gebiet der Zölle notwen- 
digen Rechtsänderungen unverzüglich durch- 
zuführen. Der Gesetzentwurf sieht dabei vor, 
die von der Bundesregierung verordneten 
Zolländerungen nachträglich dem Bundes- 
rat zur Stellungnahme und dem Bundestag 
zur Zustimmung zuzuleiten. 


IV. 

Die Periode der Errichtung des Gemeinsa- 
men Marktes der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl ist abgeschlossen. Das 
(Erste) Gesetz zur Änderung des Zolltarifs 
aus Anlaß der Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäisdicn Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl vom 20. April 1953 ist da- 
mit gegenstandslos geworden. Die Aufhe- 
bung dieses Gesetzes ist deshalb geboten. 
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